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IN DER GESELLSCHAFT

Die heftigen gesellschaftspolitischen A useinandersetzungen in den 
Industrieländern der w estlichen W elt seit etw a der M itte der sechziger 
Jah re  haben eines in aller D eutlichkeit w ieder neu zutage gefördert: 
daß man a) bis heute noch immer nicht weiß, was eigentlich Freiheit 
bedeutet und b) wie Freiheit als dauernd zu sichernder W ert gesell­
schaftlich-politisch immer w ieder von neuem  organisiert w erden muß. 
Mit anderen W orten: Zw eihundert Jah re  nach der A ufklärung und der 
franzözischen Revolution stehen w ir nach w ie vor vor dem Problem  
der unbew ältigten Freiheit.

Könnte das nicht daran  liegen, daß der Freiheitsbegriff der Auf­
klärung und der franzözischen Revolution falsch oder w enigstens e in­
seitig war?

Das Dilemma begann damit, daß J. J. Rousseau gleich am A nfang 
seines Contrat social erk lärte , der M ensch w erde frei geboren, und doch 
liege er überall in K e tte n 1. Der deutsche Politologe W ilhelm  Hennis 
hat darauf hingewiesen, daß Rousseau h ier eine w esentliche Bestim­
mung der conditio hum ana leugnet, näm lich die, daß der M ensch zwar 
mit der Fähigkeit, frei zu werden, geboren wird, im Zustande der Ge­
burt jedoch alles andere als frei ist 2.

Die neuzeitliche F reiheitsidee (Renaissance, A ufklärung, französiche 
Revolution) ist prim är die einer em anzipatorischen Freiheit. Freiheit 
von A bhängigkeiten, A usbruch aus einer zum Teil irrational legitim ier­
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ten geburtsständischen feudalistischen Privilegiensgesellschaft, Befrei­
ung von nicht durch V ernunft legitim ierten A utoritä ten  usw.

Es handelt sich um einen revolu tionären  Freiheitsbegriff, revolu­
tionär in dem Sinne, daß er die Befreiung des Individuum s aus etab lier­
ten  gesellschaftlichen S trukturen  mit Priv ilegiencharakter anzielt. In 
diesem  Sinne haben w ir es zunächst und prim är m it einem  m eta­
politischen Freiheitsbegriff zu tun, dessen zentraler Inhalt die gleiche 
rechtliche Freiheit aller ist. In diesem m etapolitischen Sinne sind die 
revo lu tionären  Axiom e von Freiheit und Gleichheit zu verstehen. 
G leichheit w urde noch nicht prim är als Egalität des sozio-ökonomischen 
Status begriffen, w ie es heute  bei v ielen  egalistischen Bestrebungen 
der Fall ist, sondern  als Egalität des allgem einen Bürgerstatus im Sinne 
der „gleichen rechtlichen  Freiheit" aller.

Freiheit und Gleichheit, das heißt: Alle haben die (formal) gleichen 
Rechte, niem and ist rechtlich  privilegiert, niem and ist rechtlich ab­
hängig!

Der Bürger, der diese Freiheit in der französischen Revolution ge­
gen die Privilegiengesellschaft des A ncien régim e erkäm pfte, w ar der 
Bürger vom jakobinischen Typ. Der Bürger tra t somit revolutionär in 
die A rena der W eltgeschichte. Er nannte sich stolz Citoyen! Es war 
der Bürger aus Rousseaus Contrat social.

An der Seite dieses Bürgers, des Citoyen, und gleichzeitig in Kon­
kurrenz zu ihm, käm pfte der Bürger eines anderen Schlages, jener, für 
den die Revolution nur die notw endige Durchgangsstufe zu einer Ge­
sellschaft w ar, in der er selbst zur dram atis persona w erden würde.

Die w eitere  Entwicklung folgte mit einer gew issen inneren Logik.
A bstrak te  revolu tionäre  Proklam ationen von Emanzipation und Frei­

heit sind für den nachrevolu tionären  Alltag, wenn w ieder Politik ge­
m acht w erden muß, zu unhandlich, zu wenig operational. Die Folge 
war, daß die französischen R evolutionsverfassungen die abstrak te kos­
m opolitische Freiheit nunm ehr verräum lich ten  und verdinglichten und 
in konkrete  individuelle Freiheitsräujme um formten. N eben die Erklä­
rung der allgem einen droits de l'hom m e  tra ten  die konkreten  droits du 
c ito y en ! 3.

In den verschiedenen  R evolutionsverfassungen ist die Rede von 
»natürlichen und  unverlierbaren  M enschenrechten”, aber diese Rechte 
w erden sofort zu konkreten  B ürgerrechten verdiglicht und individuali­
siert, wom it der Keim zur U ngleichheit der einzelnen Individuen ge­
legt w urde.

8 V gl. Déclaration des droits de l'homme et du citoyen; beschlossen von der 
Nationalversam m lung in den Sitzungen vom 20., 21., 23. und 26. August 1789, ge­
nehmigt vom  König.



In Art. I der Déclaration von 1789 heiß t es: „Frei und gleich an 
Rechten w erden die M enschen geboren und bleiben es Ä hnlich
hieß es schon in der Bill of Rights von V irginia (USA) vom  12. Juni 
1776, wo in Art. I e rk lärt wird, „daß alle M enschen von N atur aus frei 
und unabhängig sind und gewissg angeborene Rechte besitzen [...]” . 
Diese Erklärungen entsprechen dem „Pathos des A llgem einen", der 
Idee des W eltbürgerlichen, alles dessen, „was M enschenantlitz trägt".

Die V erdinglichung, die Individualisierung der allgem einen M en­
schenrechte zu den alltäglichen B ürgerrechten und damit die Ver- 
flüchitgung des revolutionären Pathos des A llgem einen, folgte auf dem 
Fuße. So heiß t es in Art. II der D éclaration von 1789 zunächst noch 
einmal: „Der Zweck jeden politischen Zusam m enschlusses ist die Be­
wahrung der natürlichen und unverlierbaren  M enschenrechte". Dann 
aber w ird sofort m assiv individualisiert: „Diese Rechte sind Freiheit, 
Eigentum, Sicherheit und W iderstand gegen Bedrückung". Und Art. 
XVIII fügt hinzu, daß „das Eigentum ein unverletzliches und heiliges 
ist". — Ä hnliche Form ulierungen enthält auch die V erfassung der 
französischen Republik vom  24. Juni 1793.

Die V erdinglichung der allgem einen M enschenrechte zu den konkre­
ten Bürgerrechten, vor allem  im „unverletzlichen und heiligen Ei­
gentum ” sich darstellend, führte das Bürgertum  des Besitzindividalis- 
mus an die Schalthebel der gesellschaftlich-politischen M acht im 19. 
Jahrhundert. Das m arkierte zugleich den Beginn der liberal-indiviouali- 
schen Rechtsepoche Europas, die im Code civil (auch Code N apoléon 
genannt) von 1804 ihren ersten  gesetzlichen N iederschlag fand und 
von dort sich in den Bürgerlichen G esetzbüchern anderer S taaten  Euro­
pas fortsetzte. Die besonders starken  und  startbegünstig ten  C itoyens 
der französischen Revolution benutzten nunm ehr eifrig ihre droits du 
citoyen (Eigentum, Gew erbefreiheit, liberal-perm issive G esellschafts­
auffassung), um ihren w eniger begünstig ten  Con-citoyens davon zu 
laufen.

Über N acht beherrsch te nicht m ehr der Citoyen, das Ideal der 
französischen Revolution, das Feld, sondern der Bourgeois, der liberal­
konservative Besitzbürger. Die allgem eine form al-rechtliche gleiche 
Freiheit aller ging fortan einher mit e iner m assenhaften ökonom ischen 
Unfreiheit und Ungleichheit, w ie sie das P ro letariat des 19. Ja h r­
hunderts kennzeichnete.

Als Zw ischenergebnis können wir festhalten: Am Anfang der mo­
dernen politischen Freiheits- und Em anzipationsgeschichte, w ie e r  durch 
A ufklärung und französische Revolution m arkiert wird, steh t der Bür­
ger im Kampfe gegen die Privilegiengesellschaft des A ncien régim e. 
Aber dieser Bürger ist nicht auf einen Begriff zu bringen. Er stellte



sich (immer un ter Berufung auf die abstrak ten  Ideale von Freiheit und 
G leichheit) in zwei völlig verschiedenen  Typen dar, und beide sind 
Ergebnis, R esultat der A ufklärung und der Revolution. Die beiden Ty­
pen stre iten  m iteinander w ie feindliche Brüder, und da beide Typen in 
der „bürgerlichen" Gesellschaft neb§neinader leben, ist „die Geschichte 
der bürgerlichen Gesellschaft die Geschichte des Kampfes des Bürgers 
gegen  den Bürger" i .

Auf der e inen  Seite steh t der Bourgeois, also der konkrete  Bürger, 
den w ir auch den „sekundären" Bürger nennen können, in seiner insti­
tutionell-juristisch-positiven Begrenztheit, mit den bekannten bürger­
lichen Statussym bolen des V erm ögens, der „bürgerlichen" Bildung und 
Kultur, der „bürgerlichen" Familie, kurz des „bürgerlichen" Lebensstils. 
— Gegen ihn „behauptete sich immer auch der sich auf das Allgemeine, 
auf den M enschen beziehende Bürger: als Genie oder Bohemien, als 
W eltverbesserer oder R evolutionär oder als kritischer oder protestie­
render In tellek tueller. Dieser Gegensatz entspricht dem Gesetzt, nach 
dem die bürgerliche Gesellschaft angetreten  ist. Die bürgerliche Gesell­
schaft ha tte  sich revo lu tionär etabliert; das Selbstverständnis, mit dem 
die feudale Privilegiengesellschaft revolutionär überw unden wurde, war 
das Selbstbew ußtsein des Bürgers als Allgemeines: Der Bürger m achte 
seine Revolution als M en sc h "5. — Es ist dies der Bürger in seinem 
„prim ären" Typ, w ie m an ihn nennen kann. — Es ist der Citoyen im 
G egensatz zum Bourgeois. — „Die Privilegiengesellschaft w urde mit 
dem Instrum ent e iner Theorie überw unden, die dem M enschen schon 
als M enschen bestim m te natürliche Rechte zuschrieb. A ber damit stellte 
sich die bürgerliche G esellschaft un ter das Gesatz dieses Anfangs: Der 
Bürger als allgem einer, als M ensch also, blieb immer die N egation des 
Bürgers und seiner Gesellschaftform  als besonderer. Die bürgerliche 
G esellschaft befindet sich stets in einer Spannung in Richtung des 
allgem einen Anspruchs, den die bürgelichen Prinzipien der F reiteit und 
der G leichheit bedeuten" 6.

So w ar es denn auch nicht verw underlich, daß aus d ieser Spannung 
des allgem einen Anspruchs, nachdem  er sich unausro ttbar in den Köp­
fen festgesetzt hatte, immer w ieder von Zeit zu Zeit revolutionäre Be­
w egungen aufbrachen. Die erste  Bewegung dieser A rt w ar die franzö­
sische F ebruarrevolu tion  von 1848, der die deutsche M ärzrevolution 
des g leichen Jah res entsprach. Hier w ar es, wo der sogenannte 4. Stand, 
das Industriepro letariat, die jakobinisch-liberale Revolution von 1789

4 Bernard W i 11 m s, Planungsideologie und revolutionäre Utopie. Die zweiiache  
Flucht in die Zukunft, Stuttgart 1969, S. 9.
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für sich nach zu holn versuchte. Ihr Freiheitsideal w ar exactem ent das 
von 1789, das fortan Europa und heute  m ehr oder w eniger die ganze 
W elt beherrschen sollte.

Seit der A ufklärung und der französischen Revolution laufen in der 
Politik des 19. und 20. Jah rhunderts  zwei unterschiedliche F reiheits­
begriffe nebeneinander her, die den zwei genannten  B ürgertypen en t­
sprechen (Citoyen/Bourgeois bzw. prim ärer/sekundärer Bürger typ): Das 
Freiheitsideal von 1789 bzw. 1848, d.h. die jakobinisch-revolutionäre, 
kosmopolitische Freiheit als allgem eines M enschenrecht mit dem „Pat­
hos des Allgem einen", und die verdinglichten, konkretisierten , indi­
vidualisierten Freiheitsrechte und -räum e als F reiheiten  des Bürgers, 
des Bourgeois, mit dem „Pathos des Individuellen".

Das Pahos des Allgem einen, das den genuin revo lu tionären  eman- 
zipatorischen Freiheitsbegriff auszeichnet, stellt prim är auf die gleiche 
Freiheit aller, m ithin auf G leichheit ab; es löst bis auf den heutigen 
Tag und heute verstärk t in W esteuropa imm er w ieder radikal- oder 
fundam entaldem okratische Bewegungen mit s ta rker Polem ik gegen die 
konkreten, individuellen Freiheitsräum e aus (Priorität des G esellschaft­
lichen, des Allgem einen vor dem Privaten; G leichheit (im Sinne von 
Egalitarismus) vor Freiheit); der bourgeois-liberale Freiheitsbegriff be­
tont dem gegenüber die individuellen Freiheitsräum e (Privateigentum , 
M arktw irtschaft und W ettbew erb).

Das N ebeneinanderexistieren zw eier Freiheitsbegriffe, rep räsen tiert 
durch zwei unterschiedliche Bürgertypen, hält die G esellschaft im Zu­
stande ständiger Spannung und in der Gefahr, daß die politische Balan­
ce, die beide Freiheitskonzeptione gegeneinander rela tiv iert, v e rlo ren ­
geht und einer to ta litären  Gesellschaft „linker" oder „rech ter"  O bser­
vanz der W eg geöffnet wird. Alexis de Tocqueville (1805-1859), der 
intelligente Beobachter der gesellschaftlichen und politischen Szenerie 
seiner Zeit in Frankreich, hat den perm anenten C harak ter des Revo­
lutionstyps von 1789 (und 1848) k lar erkannt. Seine Beobachtungen sind 
für unserer G egenw art in der w estlichen W elt von  einer bestürzenden 
A ktualität. In seinem  W erk  L'Ancien régim e et la R évolu tion  schreibt 
er: „Aus der Französischen Revolution ging ein G eschlecht von Revo­
lutionären hervor, das diese überdauerte  und neu in der W elt zu sein 
scheint: ein unstetes und destruktives Element, stets zum H erun ter­
reißen bereit, unfähig zum Aufbau. Es w endet nicht nur G ew alt an, 
m ißachtet die Rechte des Individuum s und un terdrück t die Rechte der 
M inderheiten, sondern — und das ist neu — bekannt sich auch noch 
dazu, daß dies so sein müsse. Es verkündet als Doktrin, es gebe keine 
Rechte des Individuums, und somit eigentlich auch kein Individuum ,



sondern  nur eine M asse, der jederzeit alles arlaub t sei, ihre Ziele durch­
zusetzen.

Ä hnliches hat m an nach fast allen großen R evolutionen beobachten 
können. Besondre Faktoren  aber sind:

1. Der dem okratische C harakter unserer Revolution, der zur M iß­
achtung der Rechte des Individuum s und zur Gewalt führte, da die Re­
volution im Volk ihr w ichtigstes Instrum ent hatte.

2. Der philosophische C harakter, der selbst für Gewalt eine Theorie 
benötigte.

3. Eine Revolution, die nicht nach einem  kurzem  Zeitraum  zum 
Stillstand kommt, sondern seit 6o Jahren  fortdautert. Da sie nur den 
Schauplatz w echselt, e rneuert sich das revolutionäre Element städig 
und trifft irgedw o imm er w ieder auf seine Traditionen und Lehren. 
So gibt es seit 6o Jah ren  irgendw o in der W elt und für jederm ann 
zugänglich stets eine hohe Schule der Revolution, wo sich alle unruhi­
gen und gew alttätigen  Köpfe, die ihr V erm ögen verloren  hatten, zu 
ih rer A usbildung und U nterw eisung einfanden 7.

Ein Individualerecht m ußte natürlich  ganz besonders gegen das re ­
vo lu tionäre  Pathos des A llgem einen verstoßen, nämlich das Eigentums­
recht, das in den Revolutionsverfassungen für unverletzlich und heilig 
dek lariert w orden  war. Kurz vor der Februarre-volution von 1848 hat 
A lexis de Tocqueville diese A chillesferse einer Gesellschaft, die sich 
als G esellschaft von Gleichen verstand, eindringlich beim Namen 
genannt. „Die Französische Revolution, die alle Privilegien beseitigte 
und alle ausschließlichen Rechte vernichtete, hat ein Recht bestehen 
lassen, das des Eigentums. Die Eigentüm er dürfen sich aber über die 
M acht ih rer Position keine Illusionen m achen und sich nicht einbilden, 
das E igentum srecht sei ein uneinnehm bares Bollwerk, weil es bisher 
noch nirgends erstürm t w orden ist. Denn unsere Zeit gleich keiner an­
deren  [...] H eute erschein t das Eigentum srecht nur noch als letzter Rest 
e iner un tergegangenen  aristokratischen  W elt; es steht allein noch auf­
rech t als ein  isoliertes Privileg inm itten einer gleichgem achten Gesell­
schaft [...] Es hat jetzt allein  und jeden  Tag den unm ittelbaren und 
unaufhörlichen Angriff der dem okratischen A nschauungen auszuhalten,

[...] Bald w ird der politische Kampf zwischen den Besitzenden und 
den Besitzlosen ausbrechen; das Eigentum w ird das große Schlachtfeld 
bilden, und die hauptsächlichsten  politischen Streifragen w erden sich

1 Loc. cit., Band 2: Fragments et notes sur la Révolution. Texte établi et annoté 
par André Jardin, Paris 1953; hier in: Imanuel G e i s s, Tocqueville und das Zeitalter 
der Revolution,  München 1972, S. 229 ff.



um die mehr oder w eniger tiefgreifenden V eränderungen  drehen, denen 
die Rechte der Eigentüm er unterw orfen w erden  sollen. Dann w erden 
wir die großen öffentlichen Bewegungen und die g roßen  Parte ien  Wie­
dersehen” 8.

Seit etw a der M itte der sechziger Ja h re  erleben  w ir in unserer 
westlichen Gesellschaft eine spektakuläre  W iedergeburt des Bürgers 
in seinem prim ären Typ, des Bürgers als Protestanten, als R evolutionär, 
als V erneiner des G ew ordenen und sogar als V erneiner e iner geplanten 
oder program m ierten Zukunft. Zukunft m uß offen sein; konkret program ­
m ierte Zukunft ist bereits w ieder Einschränkung des A llgem einen, des 
kosm opolitischen Gehalts von Freiheit und Gleichheit. Das Konkrete, 
als dem Allgem einen w idersprechend, die gegenw ärtigen V erhältn isse 
müssen negiert werden, w ährend die Forderungen für die Zukunft 
völlig abstrakter N atur zu sein haben. Ein konkretes Program m  für die 
Zukunft ist immer etw as, was nur un ter Einsatz von M acht die Chance 
hat, verw irklicht zu werden, und zw ar von denen, die das Program m  
entworfen. Program m  und gesellschaftlich-politisches Establishm ent ge­
hören zusammen. Dem w ürde übrigens genau das Diktum entsprechen, 
das Karl M arx im Jah re  1869 gegenüber dem Engländer Beesley for­
m uliert haben soll: „W er ein Programm für die Zukunft verfaß t, ist ein 
Reaktionär” 9.

Einer politischen Praxis, die dem Pathos des A llgem einen verfallen  
ist, sind verständlicherw eise alle jene Realfatoren und Institu tionen 
innerhalb der Gesellschaft ein Dorn im Auge, die dem Prozeß der 
verallgem einernden Egalisierung im W ege stehen, die ihn hemmen. 
Kurzgesprochen sind das jene Enklaven, jene Inseln, jene M ikrogrup­
pen und Institu tionen innerhalb der G esellschaft, die nach anderen  Ge­
setzen als denen der G esam tgesellschaft struk tu rie rt sind. Die Gesam t­
gesellschaft, das Allgem eine, soll „dem okratisch", eine V ertragsgesell­
schaft von Gleichen sein; in ihr soll es keine Geheim nisse geben, keine 
geheim en K abinettsbeschlüsse, sie soll offen und öffentlich sein (ein 
besonders beliebtes Schlagw ort ist die Forderung nach „Ö ffentlichkeit 
aller Vorgänge"); sie soll jedem  die gleiche Chance bieten, n icht nur 
form al-rechtlich, sondern auch tatsächlich; in ihr soll es keinen  geben, 
der H errschaftgew alt über andere ausübt, es sei denn per M andat.

Diesem Konzept, für die G esam tgesellschaft richtig, stehen aber die 
M ikrogruppen und Institutionen innerhalb  der G esellschaft im W egë, 
die den einzelnen aus der Gesellschaft herausheben, die ihm eine ge­

s A de T o c q u e v i l l e ,  Erinnerungen, in: I. G e i s s, loc, cit., S. 240 i.
9 G. S o r e 1, Uber die  Gewalt,  Frankfurt a.Main 1969, S. 158 f.



wisse H errschaftsbefugnis verleiben, die ihn mit einer gew issen M acht 
ausstatten , die es ihm erlauben, ein Leben zu führen, das privat ist, 
kurzum : die ihm eine w ie auch immer gearte te  Sonderstellung ge­
sta tten  und dam it das A llgem eine in Frage stellen.

M ikrogruppen dieser A rt, Institutionen dieser A rt sind vor allem 
die Familie, der entgegengehalten  wird, sie trage durch ihren Klein- 
gruppenegoism us zur Zerklüftung der Gesellschaft bei, ferner das pri­
vate  Eigentum, die auf dem Privateigentum  basierende O rdnung unserer 
W irtschaft und Gesellschaft. A ber auch jeden andere Sonderstellung 
eines M enschen oder einer Gruppe w ird attack iert, z.B. die des Am t­
strägers innerhalb  e iner h ierarch isch  s truk tu rierten  Kirche. Damit gerät 
jeden  A u to ritä t un ter Beschuß, die sich auf juristische Titel abstützen 
will — aber auch solche, die sich aus der Leitungsnotwendigkeit, aus 
der D irektionsbedürftigkeit der M ikrogruppen wie der Kirche, der 
Fam ilie oder e iner anderen  Gruppe ableitet. Perm am enter Legitimations­
zwang un terg räb t jedes V ertrauen  zwische Führenden und Geführten.

Die fundam entale A m bivalenz im Freiheitsbegriff selbst hat von 
Anfang an zu einer D iversifikation, zu einer itio in partes in den politi­
schen K onsequenzen geführt. So konnten sozialistische und liberal-kon­
servative „bürgerliche” K räfte — beide die Freiheit zum Zeugen an­
rufend — einander politisch sich bis aufs M esser bekäm pfende Parteien 
etablieren.

Im Bereich der sozio-ökonom ischen O rdnungspolitik gingen sie ge­
trenn te  W ege:
— M arktw irtschaft, p rivates Produktiveigentum , W ettbew erb, G ew erbe­

freiheit als verdinglichte, individualisierte Rechte des Bürgers 
(droits du citoyen) fanden im bürgerlichen Liberalismus ihre poli­
tische H eim statt;

— zentralistische, bürokratische, die privaten  Rechtsräum e ausschalten­
de O rganisationform en w urden  zum Schibboleth des proletarischen 
Liberalismus, der die M enschenrechte (droits de l'hom m e) zu schüt­
zen vorgab.
Das heißt, im ordnungspolitischen Bereich setzte sich bis in die 

G egenw art hinein der jakobinisch-em anzipatorische Freiheitsbegriff bei 
den Sozialisten durch, w ährend  der bourgeois-liberale Freiheitsbegriff 
der verd inglich ten  B ürgerrechte sich seine H eim statt bei den antiso­
zialistischen K räften schuf.

Der radiokaldem okratische Kampf gegen die verdinglichten Bürger­
rechte erschöpft sich heute  aber nicht m ehr prim är im Angriff auf das 
Eigentum, sondern  bezieht auch die gesellschaftlichen G ruppen und



Institutionen im Raum zwischen Individuum  und Staat ein (die sog. 
corps interm édiaires). Die m acht sich z.B. in W estdeutschland  seit eini­
gen Jah ren  bem erkbar im Kampf gegen den gesellschaftlichen Einfluß 
dieser Gruppen und Institutionen, die nur als eine A rt V erlängerung der 
verdinglichten F reiheitsrechte der einzelnen gesehen w erden. Der Kampf 
gegen die Kirche und ihre bestehenden Institu tionen — private  Schulen, 
theologische Fakultät an staatlichen U niversitäten, die sehr um fangreiche 
kirchliche Sozialarbeit in Form von K rankenhäusern , Jugendw ohlfarts- 
arbeit, Sozialhilfe für schwache Glieder der G esellschaft — , un ter dem 
Schlagw ort der „Trennung von Kirche und Staat" geführt, ist z.Z. der 
deutlichste A usdruck dieser Bewegung. In den radikaldem okratischen 
A ttitüden schw ingt bei vielen die N ostalgie des jakobinisch-liberalen 
Freiheitsideals mit. In einem  Papier der Jugendorganisation  einer w est­
deutschen Partei heißt es z.B.: „Die Durchsetzung liberaler Politik unter 
den sozio-ökonomischen Bedingungen einer spätkapitalistischen G esell­
schaft setzt im V erhältnis von Kirche und Staat, Bürger und Religion 
zunächst die Einlösung der frühliberalen  bürgerlichen  Em anizpations- 
forderungen voraus" 10.

Die Konsequenz aus diesem jakobinischen D enken ist, daß  zw ar die 
subjektive religiöse Ü berzeugung des Einzelnen als G rundrecht aner­
kannt wird, ihre konkrete  V erräum lichung und V erdinglichung im ge­
sellschaftlichen Raum — vor allem  als K irche — in allen  ih ren  Er­
scheinungen bekämpft wird.

Fazit: Es gilt, w ie in der A ufklärung und in der französischen Revo­
lution, der Prim at der abstrak ten  rechtlichen Freiheit aller, die jedoch 
— und das ist die List der Idee -— nur zu erreichen  ist, w enn mit allen 
konkreten, individual- und/oder gruppenbezogenen F reiheitsrech ten  und 
Freiheitsräum en tabula rasa  gem acht wird, indem  sie nach und nach 
durch das Staatsm onopol auf allen G ebieten ausgetrocknet und ersezt 
werden.

Dieses radikaldem okratische V erständnis e rstreck t sich auf alle 
Bereiche, auf den Bereich von K ultur und Erziehung ebenso w ie auf 
den Struktur- und ordnungspolitischen Bereich. A uch dort sind kon­
krete, verdinglichte Freiheitsräum e zu besetzen. K onkret e rfo rdert das: 
rätedem okratische oder basisdem okratische Lösungen auf a llen  gesell­
schaftlichen Ebenen, in Schulen, U niversitäten, in der W irtschaft. M an 
nennt diesen Vorgang euphem istisch: „D em okratisierung aller Lebens­

10 Beschluß der Landesdelegiertenkonferenz der Deutschen Jungdemokraten in 
Nordrhein-W estfalen v. 7. Januar 1973 zum Gegenstand „Liberalismus und Christen­
tum”.



bereiche". Die Erfolge sind dort, wo eine solche „D em okratisierung" 
zum Zuge gekom m en ist, „durchschlagend” . Einige unserer U niversi­
tä ten  sind inzw ischen in Tollhäuser um funktioniert worden. Konse­
quent zu Ende gedacht, endet dieses Konzept, w enn ihm nicht recht­
zeitig Einhalt geboten wird, aller bisherigen Erfahrung nach in einer 
zunächst oligokratischen und schließlich m onokratischen H errschafts­
form.

Aber auch der Freiheitsbegriff der liberal-konservativen Bourgeois- 
G esellschaft m uß schließlich in einer Sackgasse enden, w enn er sich 
zeitw eilig politisch durchsetzt. Er führt zur Privilegierung einer be­
stim m ten Schicht oder Klasse, die ihre Privilegien mit allen legalen 
und notfalls illegelen M itteln zu verteid igen bestrebt ist. Kaum 40 
Jah re  nach der französischen Revolution w ar die Restauration der 
P riv ilegiengesellschaft in F rankreich  perfekt, nur daß die T räger der 
Priv ilegien nicht m ehr m ehrheitlich die aristokratischen Stände des 
A ncien régim e w aren, sondern die besitzindividualistische Bourgeoisie. 
A lexis de Tocqueville hat dies als Zeitgenosse sehr deutlich beschrie­
ben: „1830 w ar der Sieg der M ittelklasse endgültig und so vollständig, 
daß die gesam te politische M acht, alle Imm unitäten, alle V orrechte, 
alle R egierungsgew alten w ie eingepfercht w aren in den engen Raum 
dieser einizigen Klasse, die alles, was un ter ihr war, von Rechts wegen 
und alles, was über sie hinausragte, tatsächlich  ausschloß. So wurde 
sie nicht nur zur alleinigen Beherrscherin der Gesellschaft, sondern 
m an kann sagen, daß sie diese in Pacht nahm ” u .

Den beiden Freiheitsbegriffen der französischen Revolution und der 
R evolutionsverfassungen, dem jakobinisch-revolutionären und dem 
bourgeois-konservativen, ist der soziale Konflikt immanent. M an könnte 
fast von einem „built-in conflict", einem  eingebauten Konflikt, sprechen.

Der Ansatz beim  Rousseauschen Phantom  des freien und gleichen 
abstrak ten  Individuum s ohne Rücksicht auf die aus der conditio huma- 
na resu tierende Begrenztheit des M enschen hat dazu geführt, daß im 
Hinblick auf die M öglichkeiten und G renzen des M enschen und der 
Gesellschaft völlig utopische Erw artungen gew eckt w orden sind, die 
keine G esellschaft einzulösen in der Lage ist. Das ist der Grund, w es­
halb w ir nach w ie vor, 200 Jah re  nach der französischen Revolution, 
vor dem Problem  der unbew ältig ten  Freiheit in der Gesellschaft stehen.

Das bisherige Zw ischenergebnis kann, wie mir scheint, am besten 
in folgender schem atischen Ü bersicht resüm ierend festgehalten w er­
den:

11 A. de T o c q u e v i l l e ,  Erinnerungen, loc. cit., S. 237.



FREIHEIT

J .  J .  RO USSEAU (AUFKLÄRUNG)
„DER MENSCH WIRD FREI GEBOREN, UND ÜBERALL 
IST ER IN FESSELN" (CONTRAT SOCIAL, L  BUCH)

„FREIHEIT

/

FRANZÖSISCHE REVOLUTION
-  GLEICHHEIT — BRÜDERLICHKEIT"

\

Abstrakte gleiche Freiheit 
aller fm, jakobinisch-revo­
lutionärer Freiheitsbegriff 
v. 1789)

, ,Citoyen”
(=  primärer, revolutionärer 

Bürgertyp)
I

radikal-demokratische
Bestrebungen

!
Zentralbegriff: Gleichheit 

I
Vorbehalt des ,,GeseIlschaitlichen" 
gegenüber individuellen  
Freiheitsräumen u. -rechten

(„Pathos des A llgem einen”)
I

Konkrete Vorbehalte
gegen

/  1 X 
/  I \

Privat­ „bürgerl.” freige-
eigentum Familie sellschaft.

Gruppen

Bekämpfung gesell-
i

Einschnü­
der Markt­ schaftl. rung ge­
wirtschaft Erziehung sellschaft­
und des hat Vor­ licher
privaten zug Kräfte
Unternehmers /

\  /
Politik

Zentralistische, bürokratische, 
kollektivistische Politik, um

\
Konkrete individuelle  Freiheiten  
einzelner  (=  liberal-konsevativer  
Freiheitsbegriff,
Revolutions V e r f a s s u n g e n )

„Bourgeois"
(=  sekundärer, nachrevolutio­
närer, „politischer" Typ)

I
liberal-rechtsstaatliche  
Bestrebungen (Code civil, 1804)

Zentralbegriff: Freiheit
I

Vorbehalt des „Privaten" 
gegnüber gesellschaftlichen  
und/oder staatlichen Eingriffen 

(„Pathos des Besonderen")
I

Konkrete Bejahung 
von

/
/  \  

Privateigentum Familie

Politik
Vorzug individualistischer, 
privatrechtlicher Lösungen; 
Allergie gegen „Versorgungsstaat”

W ährend der letzten Kozilsperiode im H erbst 1965 hatte  ich häufi­
ger die Ehre und das V ergnügen, mich mit dem inzw ischen in die 
Ewigkeit abberufenen Erzbischof von W rocław , Bolesław K ardinal Ko-



minek, zu unterhalten . W ir pflegten uns in einer der Espresso-Bars zu 
treffen, die für die K onzilsväter und Periti in Seitenräum en der Peters­
basilika eingerich tet w orden w aren.

Bei einer d ieser für mich unvergessenen  U nterhaltungen bem erkte 
der Erzbischof, der sich in  der Geschichte des deutschen sozialen 
Katholizism us bedeutend besser auskannte als viele deutsche Theolo­
gen, dem Sinne nach etw a folgendes: „Die Tatsache, daß die deutsche 
A rbeiterschaft in gar keiner W eise so radikalisiert w orden ist wie 
etw a die A rbeiterschaft in rom anischen Ländern, kann ich mir nur so 
erk lären , daß in D eutschland bereits frühzeitig die katholisch-soziale 
Bewegung einsetzte".

Ich glaube, der Erzbischof hatte  mit dieser Bemerkung den Nagel 
auf den Kopf getroffen.

Daß diese Soziallehre jedoch in Deutschland, wie Erzbischof 
Kom inek richtig  sah, in der G estalt einer starken  katholisch-sozialen 
Bewegung breiten  Resonanzboden fand, das hatte  sie in erster Linie 
den Ü bergriffen des liberalen  preußischen Staatskirchentum s in die 
F reiheits rech te  der K irche zu verdanken. Denn das katholische V er­
bandsw esen in D eutschland bildete sich anfangs unter dem Vorzeichen 
des Kampfes gegen diese staatskirchlichen Übergriffe und somit unter 
der Parole der „Freiheiten  der K irche". A ber bald w urde diese katholi­
sche Bewegung auch T rägerin  des sozialen G edankens im Katholizismus 
und dam it zum Resonanzboden der katholischen Soziallehre. Die katho­
lischen A rbeiter m erkten sehr bald, daß ihnen hier eine echte und 
realistische A lternative geboten wurde.

Die katholische Soziallehre m eidet den falschen Ansatz eines eman- 
zipatorischen Liberalism us beim abstrakten, autonom en Individuum  und 
setzt sta ttdessen  bei der Person an, die zw ar auch, und zwar wesentlich, 
ihre unverw echselbare  Individualität hat, aber zugleich immer schon 
in Gem einschaft lebt. Gem einschaft ist nicht ein rein  kontraktuelles 
V erhältn is zwischen Individuen (Contrat social), sondern  ein H andlungs­
subjek t sui generis, das m ehr ist als die Summe der unverbundenen 
Einzelnen.

Die katholische Soziallehre, die m an — im Gegensatz zum indivi­
dualistischen Liberalismus und zum kollektivistischen Sozialismus — 
auch als „Solidarism us" bezeichnen kann, stellt demnach die Person 
ins Zentrum  ih rer Betrachtung. Der Solidarism us begreift die Person — 
abgesehen von  ih rer theonom en Bestim mtheit — als „geistigen Selbst- 
and im G egenüberstand" zu anderen  Personen. Über einen so verstan­
denen Personbegriff w ird das Individuum  in seiner einm aligen U nver­
fügbarkeit (als d ieser Einzelne) in die Gesellschaft (als Solidarverband) 
h inein verm ittelt. Im Zentrum  des Solidarism us kann daher w eder



das autonom e Individuum  (das ist eine abstrakte, w irklichkeitsferne 
Figur) noch ein K ollektiv (das ist nicht w eniger unrealistisch) stehen, 
sondern nur die Person als realistische V erm ittlung zwischen der indi­
viduellen und der gesellschaftlichen Kom ponente des M enschen, N ur 
w enn die Person „W urzelgrund, T räger und Ziel a ller gesellschaftlichen 
Institutionen” 12 ist, kann (im Prinzip jedenfalls) ein  e inseitiger Indivi­
dualismus ebenso verm ieden w erden w ie ein einseitiger Kollektivism us.

N ur von der Person her läß t sich letztendlich auch das Subsidi­
aritätsprinzip 13 schlüssig begründen. Person besagt, im G egensatz zum 
abstrakten, raum- und zeitlosen Individuum , imm er den M enschen in 
einer konkreten  raum -zeitlichen Situation. Der M ensch ist immer p e r­
sonne située. Diesen Raum darf und soll der M ensch — im m er im Be­
w ußtsein seiner Solidarverhaftetheit m it den anderen  — entsprechend 
seinen Fähigkeiten und W ünschen ausfüllen. Der Staat ha t die Aufgabe, 
solche Freiheitsräum e zu erm öglichen und zu sichern, nicht aber sie 
auszutrocknen und sein M onopol in ihnen zu errichten.

Dies und nichts anderes m acht die gesellschaftliche Freiheit des 
M enschen und damit seine W ürde aus. Keine W ürde ohne Freiheit; 
Freiheit ist das H erzstück der M enschenw ürde.

Eine so verstandene Freiheit gesta tte t es dem M enschen — das ge­
hört zum W esen dieser Freiheit —, ein U ngleicher zu sein. Die Fähig­
keit und die M öglichkeit, ein U ngleicher zu sein, gehört somit w ie zur 
Freiheit auch zur W ürde des M enschen. Politisch erzw ungene Egalität 
zerstört mit der Freiheit die W ürde des M enschen.

Auf Grund der so verstandenen  Freiheit kann der M ensch auch 
M itgliedschaftsrollen in solchen Gruppen und an Institu tionen g e ­
winnen, die für ihn persönlich sinnspendend sind, z.B. in Kirchen. Dies 
begründet — von der Freiheit der Person her — die originären, d.h.

12 Pastoralkonstitution über die Kirche in der W elt  von heute (Gaudium et 
Spes), Nr. 25.

13 Die klassische Formulierung des Prinzips in Quadragesimo anno , 1931, leutet: 
„Wenn es nämlich auch zutrifft, was ja die G eschichte deutlich bestätigt, daß unter 
den veränderten Verhältnissen manche Aufgaben, die früher leicht von kleineren  
Gemeinwesen geleistet wurden, nur mehr von großen bew ältigt werden können, so 
muß doch allzeit unverrückbar jener oberste sozialphilosophische Grundsatz fest­
gehalten werden, an dem nicht zu rütteln noch zu deuteln ist; w ie dasjenige, was 
der Binzeimensch aus eigener Initiative und mit seinen eigenen Kräften leisten  kann, 
ihm nicht entzogen und der Gesllschafts tätigkeit, das w as die kleineren und unter­
geordneten Gem einwesen leisten und zum guten Ende führen können, für die w eitere  
und übergeordnete Gemeinschaft in Anspruch zu nehmen; zugleich ist es überaus 
nachteilig und verwirrt die ganze Gesellschaftsordnung. Jedwede G esellschaftstätig- 
keit ist ja ihrem W esen und Begriff nach subsidiär; sie so ll die Glieder des Sozial­
körpers unterstützen, darf sie aber niemals zerschlagen oder auf saugen". (Nr. 79).



nicht vom Staate abgeleiteten  Rechte der interm ediären G ruppen und 
Institu tionen zw ischen Person und Staat. Der Staat als G arant des Ge­
m einwohls erfü llt eine koordinierende Rahm enfunktion, innerhalb deren 
sich p lurale Leben der Pesonen un dder von den Personen in freier 
Entscheidung ins Leben gerufenen Gruppen und Institutionen erfüllen 
kann. Dies ist der Sinn der w esentlich subsidiären Struktur aller ge­
sellschaftlichen und staatlichen A ktivität.

D araus ergeben sich für das G esellschaftsverständnis und für eine 
Politik aus christlicher Perspektive ganz spezifische Konsequenzen:
— Auf G rund ihrer individuellen Singularität und N evrfügbarkeit 

hat die Person und haben die von den Personen frei gegründeten 
gesellschaftlichen G ruppen und Institutionen (z.B. Kirchen und k irch­
liche Einrichtungen) einen originären, nicht vom  Staat abgeleiteten 
A nspruch auf R espektierung und rechtliche A bsicherung konkreter, 
verd inglich ter und verräum lich ter Freiheitsrechte und Freiheits­
räum e des Handelns; hier gibt es — ganz oberflächlich und formal 
be trach te t — eine optische Q uerverbindung zu bürgerlich-konserva­
tivem  Denken,was der k irchlichen Soziallehre den ungerechten V or­
w urf der Parteinahm e für die Besitzenden eingebracht hat und 5m- 
m er w ieder einbringt. Im Gegensatz aber zum bourgeoisen Libera­
lismus w erden  diese F reiheitsrechte und -räume immer schon als 
sozial begrenzt gesehen, und zw ar ist diese Begrenzung nicht etwas 
Ä ußerliches, A kzidentelles, sondern den Personrechten Immanentes 
und Essentlielles;

— W as die soziale K om ponente im Personbegriff der katholischen 
Soziallehre oder — w enn m an so will — das „Prinzip Gleichheit" 
betrifft, so m uß man in einer christlichen Politik bzw. einer Politik 
aus christlich-sozialer V erantw ortung die Schaffung m öglichst glei­
cher Lebenschancen (nicht nu r form al-rechtlich, sondern auch ta t­
sächlich) fordedn, nicht dagegen eine Zw angsegalisierung der Resul­
ta te  individueller Bemühungen, w ie est radikal-dem okratischen In­
ten tionen  entspricht.
Für die katholische Soziallehre gibt es keine A lternative einer men­

schendienlichen Politik als dem m öglichst sachgerechten Einsatz privat- 
rechtlicher und  korporationsrechtlicher Lösungen, allerdings streng 
im Rahm en verfassungs- und sozialrechtlicher Normen.

W ährend  radikal-dem okratische („sozialistische") Bestrebungen leicht 
zu einer V erabsolu tierung  des öffentlichen Rechts bis hin zu einer Ab­
schaffung des P rivatrechts überhaup t tendieren, und w ährend liberal­
konservative  („bourgeoise") Ström ungen zur H ypertrophierung des 
P rivatrechts und zur A bw ehr aller öffentlichen Interventionen neigen,



versucht der Solidarismus der katholische Soziallehre eine Balance 
zwische beiden R echtsbereichen herzustellen.

W enn sich die katholische Soziallehre nachhaltig  für p riva trech t­
liche und korporationsrechtliche Lösungen einsetzt, so tu t diedas des­
halb, w eil sie davon überzeugt ist, daß  gesellschaftliche Sachverhalte  
nicht etw a durch solche Lösungen bereits zu P rivatangelegenheiten  
würden. Es ist v ielm ehr ein  entscheidenden Irrtum  anzunehm en, daß 
alles, was dem Bürger zur Entscheidung überlassen  wird, n icht m ehr der 
Bindung an das Gem einwohl unterliege. Das genaue G egenteil ist der 
Fall!

N ach der Auffassung des Solidarism us der katholischen Soziallehre, 
die die Person in den M ittelpunkt alles gesellschaftlichen G eschehens 
stellt, ist der Staat für seine In terventionen  dem Bürger gegenüber 
legitim ations- und beweispflichtig. Das erfordern  Freiheit und  W ürde 
des Bürgers.,

Der weise Abraham  Lincoln, Präsident der V ereinigten  S taaten  von 
Am erika, hat diese Auffassung in die k laren  W orte  gefaßt: „Die Re­
gierung hat für die Bevölkerung das zu besorgen, w onach die Leute 
ein Bedürfnis haben, was sie aber nicht selbst tun  können oder doch, 
auf sich gestellt, n icht ebenso gut tun  können. In all das, w as die Leute 
ebenso gut selber tun  können, hat die R egierung sich nicht einzum i­
schen'' 14. — Das ist die beste In terpreta tion  des Subsidiaritätsprinzips, 
des Kernprinzips der katholischen Soziallehre.

KATOLICKA NAUKA SPOŁECZNA WOBEC PROBLEMU 
IDEAŁU WOLNOŚCI W  SPOŁECZEŃSTWIE

W  dw ieście lat po okresie ośw iecenia i rew olucji francuskiej społeczeństw a  
uprzemysłowione świata zachodniego stoją dziś tak samo jak w ówczas w obec 
problemu ideału wolności. Toczą się dyskusje społeczno-polityczne, które do­
tyczą problemu samej wolności oraz tego, jak stworzyć warunki, w  których 
w olność jako trwała wartość byłaby nieustannie chroniona. N ow ożytna idea w ol­
ności jest przede wszystkim ideą wolności em ancypacyjnej. W olność rozumie 
się jako niezależność, w ydostanie się z uprzyw ilejow anego społeczeństw a feudal­
nego, uw olnienie się od autorytetów nie m ających uzasadnienia w  racjach rozumo­
wych. Mamy tu do czynienia z m etapolitycznym . znaczeniem pojęcia w olności, któ­
rego centralną treścią jest równa prawnie w olność w szystkich ludzi. Równość ro­
zumiano n ie  jako zrównanie statusu społeczno-gospodarczego, lecz jako równą w ol­
ność prawną. W olność i równość oznacza, że w szyscy  mają (formalnie) rów ne pra­

14 Zit. bei O. v. N e 11 - B r e u n in  g, Artikel: Subsidiariätsprinzpi, in. Staat­
texikon, 6. Aufl., Band 7, Spalte 828.



wa, nikt nie jest w  sensie prawnym uprzyw ilejowany, nikt n ie  jest prawnie od 
nikogo zależny. Obywatel, który w yw alczył tę w olność w czasie rewolucji francu­
skiej, był obyw atelem  typu jakobińskiego i nazyw ał się dumnie citoyen.  To był 
obyw atel z Contrat social Rousseau. W  różnych doktrynach rewolucyjnych jest 
mowa o „naturalnych i nieutracalnych prawach człow ieka” (droits de  l'homme), o tym, 
że „ludzie rodzą się, pozostają wolni i równi pod względem prawa" (art. I deklaracji 
z r. 1789). Tego typu proklamacje odpowiadają „patosowi pow szechności” idei obywateli 
św iata. A le te proklam acje okazały się nieporęczne i mało operatywne przy upra­
w ianiu polityki i dlatego zostały natychm iast uszczegółow ione i zindywidualizowa­
ne w konkretne prawa obyw ateli (droits du c i toyen ), umacniając rew olucyjny patos 
powszechności, ale równocześnie został położony zalążek nierówności poszczególnych  
jednostek. Tymi prawami są: w olność, w łasność, bezpieczeństwo, prawo stawiania 
oporu przeciwko uciskow i (art. II deklaracji z r. 1789); następnie dodano w  art. 
XVIII, że „własność jest nienaruszalna i św ięta”. Tak sformułowane prawa, a zw ła­
szcza praw® „nienaruszalnej i św iętej własności" prowadziło mieszczaństwo o men­
talności indyw idualistycznej do opanowania w ładzy społeczno-politycznej w XIX w. 
Oznaczało to rów nocześnie początek liberalno-indywidualistycznej epoki prawnej w 
Europie i pojaw ienie się  obyw atela typu bourgeois,  a powszechna, formalnie prawna, 
równa dla w szystkich w olność szła odtąd w parze z masowym brakiem ekonomicz­
nej równości i w olności, czego dowodem  jest proletariat XIX w. Te dwa typy oby­
wateli: citoyen  i bourgeois  k łócą się ze sobą, a poniew aż egzystują obok siebie w  
„burżuazyjnym społeczeństw ie, dlatego też historia społeczeństw a burżuazyjnego 
jest historią w alki obyw ateli przeciwko obywatelom". Od okresu ośw iecenia i re­
w olucji francuskiej biegną obok sieb ie w  XIX i XX w. dwa różne pojęcia wolności, 
odpow iadające typom  obyw ateli c itoyen  i burgeois, „z patosem ogólnoludzkim i z pa­
tosem  konkretnej jednostki". W  patosie ogólnoludzkim stawia się głów nie na rów­
ną w olność w szystkich ludzi, stawia się to, co ogólnoludzkie, przed tym, co pry­
watne, rów ność przed w olnością. Z tych idei w ybuchały ruchy rew olucyjne (rewo­
lucja lutowa z 1848 r.) i rew olucje proletariatu przem ysłowego. Dziś także ze 
wzmożoną siłą w ystępują radykalne ruchy w zachodniej Europie przeciwko indy­
w idualistycznem u pojm owaniu pojęcia w olności (w łasności prywatnej, gospodarce 
wolnokonkurencyj,nej). Indyw idualistyczne rozumienie prawa własności, które zo­
stało w  konstytucji zadeklarowane jako nietykalne i św ięte, godziło oczyw iście w  
rew olucyjny patos ogólnoludzki. Na krótko przed rewolucją lutową 1848 r. A lexis 
de T ocqueville pisał: „W krótce w ybuchnie w alka polityczna pomiędzy posiadaczami 
dóbr a nieposiadaczam i; w łasność stanie się w ielkim  polem walki, a najgłówniejsze 
sporne kw estie polityczne będą się obracały mniej lub w ięcej w okół radykalnych 
zmian, którym podlegają prawa w łaścicieli. Z czasem ujrzym y w ielk ie publiczne 
ruchy i w ielk ie  partie". W  zachodnim społeczeństw ie od lat sześdziesiątych zauważa­
m y odradzanie się  typu obyw atela rew olucjonisty, negującego wszystko, co osiąg­
nięto, i negującego planow anie przyszłości. Przyszłość musi być otwarta. Przyszłość 
zaprogramowana jest ograniczeniem w olności i równości. Cała społeczność powinna 
być „demokratycznym" społeczeństw em , ogół pow inien mieć w e wszystkich dzie­
dzinach te same prawa. W  nim nie powinno być żadnych tajemnic, tajnych uchwał 
gabinetowych, powinno dawać te sam e szanse, n ie tylko formalno-prawne, lecz 
także faktyczne; n ie  powinno być w ładzy panującej nad innymi, lecz władza pd- 
w inna być w ykonyw ana przy pom ocy mandatu.

A takowani są p iastujący w ładzę i autorytety opierające się na tytułach praw­
nych itp.
W  zakresie porządku politycznego do dnia dzisiejszego przyjmują socjaliści jako­



bińsko-emancypatoryczne pojęcie wolności, podczas gdy m ieszczańsko-liberalne po­
jęcie wolności znalazło sw oje m iejsce przy siłach antysocjalistycznych. M ieszczań­
sko-liberalne rozumienie w olności doprowadziło do uprzyw ilejowania określonej 
warstwy lub klasy społecznej, która będzie dążyła do sw ych przyw ilejów  w szystk i­
mi legalnym i środkami, a w razie potrzeby także nielegalnym i.

Te różniące się rozumienie w olności —- jakobińsko-rew olucyjne i burżuazyino- 
-konserwatywne — sprawia, że konflikt społeczny jest immanentny. Można by mó­
wić o ,,built-in conflict", wbudowanym konflikcie.

Autor przytacza słowa kard. Kominka, który w  czasie trwania Soboru zwrócił 
uwagę na znaczenie katolickiej szkoły w  rozwiązywaniu kw estii społecznych w 
Niemczech. Katolicka nauka społeczna, nazywana solidaryzmem, daleka jest od 
abstrakcyjnego i autonomicznego ujmowania indywiduum. W skazuje wprawdzie, że 
człowiek posiada swą nieutracalną autonomię, ale żyje równocześnie w społeczeństw ie. 
Społeczeństwo nie jest w ynikiem  um owy społecznej zawartej m iędzy jednostkami, 
lecz rzeczywistością sui generis w ynikającą z natury ludzkiej — jest ona czymś 
więcej niż tylko sumą osób ludzkich z przysługującym im prawem wolności. O god­
ności człowieka decyduje jego wolność. Zdolność i możliwość ciągłego rozwijania 
swej osobowości należy do wolności i godności człowieka. W prawdzie wolność to pra­
wo istotne i immanentne człowieka, ale przy urzeczywistnianiu go jest ono ograniczane 
prawami innych osób i dobrem wspólnym. Państwo w  oparciu o zasadę pomocniczości 
powinno chronić prawa człowieka i stwarzać m ożliwości równych szans życiow ych  
(nie tylko formalnie — prawnie, lecz także faktycznie).

Opracował F. J. Mazurek


